1. Klausur

„Der Geisterfahrer“

A hatte einen Streit mit seiner Freundin, die ihn daraufhin nach mehrjähriger Beziehung verließ. Deprimiert hierüber beschloss er, sich umzubringen. 

Nachts stieg er in seinen Wagen, fuhr zur nahe gelegenen Autobahn, schaltete die Scheinwerfer aus und nahm die falsche Auffahrt, so dass er entgegengesetzt der Fahrspur (als „Geisterfahrer“) auf dem Seitenstreifen fuhr.  Dann beschleunigte er sein Fahrzeug auf über 100 km/h. Als er bemerkte, dass ihm in 500 Metern ein anderer Wagen auf der rechten Fahrspur entgegen kam, wechselte er (noch immer mit ausgeschalteten Scheinwerfern, wie ihm bewusst war) in dessen Spur, um durch einen Frontalzusammenstoß Selbstmord zu begehen. Dass dadurch auch die Insassen des entgegen kommenden Fahrzeugs oder weitere Verkehrsteilnehmer schwer verletzt oder gar getötet werden könnten, nahm er billigend in Kauf. Als das ihm entgegen kommende Fahrzeug bereits so dicht vor ihm war, dass eine Kollision durch eine Notbremsung beider Fahrzeuge nicht mehr zu verhindern war, gab A seine Selbstmordabsicht auf – er machte zwar keine Ausweichbewegungen, schaltete aber seine Scheinwerfer ein. Der ihm entgegen kommende Fahrer F reagierte daraufhin sofort: Er bremste und versuchte das Fahrzeug links an jenem des A vorbeizulenken. Dies gelang ihm jedoch nicht mehr ganz. Beide Fahrzeuge stießen mit ihrem jeweils rechten Frontbereich zusammen. A und F wurden bei der Kollision schwer verletzt. O, die neben F auf dem Beifahrersitz saß, verstarb noch am Unfallort.

Ein weiterer Fahrer (B), der hinter F fuhr, konnte mit seinem Fahrzeug und den zwei weiteren Insassen darin gerade noch ausweichen, um nicht auch noch in den Unfall verwickelt zu werden.

Ein Gutachter stellt fest, dass bei einem Frontalzusammenstoß A, F und O gestorben wären.

Wie hat sich A strafbar gemacht? Es sind nur Straftatbestände des Strafgesetzbuchs (StGB) zu Lasten von O und F (nicht aber auch zu Lasten von B und den Insassen in dessen Fahrzeug!) zu prüfen; die Straßenverkehrsdelikte (§§ 315 b, 315 c, 316 StGB) sind nicht zu prüfen. Etwaig erforderliche Strafanträge sind gestellt.

Lösungsskizze:

I. §§ 212 I, 211 StGB ggü O

   1. Objektiver Tatbestand

       a) Erfolg (+)

       b) Kausalität (+)

       c) Objektive Zurechnung (+)

       d) Heimtücke

           aa) Arglosigkeit trotz Einschalten der Scheinwerfer vor der Kollision (+), kommt auf ersten mit

                 Tötungsvorsatz geführten Angriff an (BGHSt. 19, 321 (322) und BGHSt. 32, 382 (384))

           bb) Wehrlosigkeit (+)

           cc) restriktive Auslegung: in feindlicher Willensrichtung / verwerflicher Vertrauensbruch

        e) gemeingefährliche Mittel durch Pkw (+) (grundlegend BGH, NStZ 2006, 167 (168))

   2. Subjektiver Tatbestand

        a) Tötungsvorsatz (+)

        b) Vorsatz auf Heimtücke (+), da Überraschung „unverzichtbarer Teil des Tatplans“

        c) Vorsatz auf gemeingefährliche Mittel (+)

        d) niedrige Beweggründe: zweifelhaft, wegen emotionaler Verfassung (aA vertretbar)

   4. Rw, Sch (+)

   5. Ergebnis: §§ 212 I, 211 StGB zu Lasten des O (+)

II. §§ 212 I, 211, 22 StGB ggü F

   1. Tatentschluss (+) (s.o.)

   2. Unmittelbares Ansetzen (+)

   3. Rw, Sch (+)

   4. Rücktritt, § 24 I 1 Var. 2 StGB

       a) kein Fehlschlag (+)

       b) beendeter Versuch: bereits Zufahren mit 100 km/h

       c) Vollendung verhindern

          (P) Optimalitätsprinzip?

          1.M. (BGHSt. 31, 46 (49), Herzberg, NJW 1989, 862 (865 ff.)): optimales Rettungshandeln, (-)

                    Arg.: Erst-Recht-Schluss aus § 24 I 2 StGB

          2. M. (BGH, NJW 2002, 3719): nur zurechenbare Erfolgsverhinderung, hier (+)

                    Arg.: Opferschutz; bewusste gesetzgeberische Entscheidung; „Ende gut, alles gut“


d) freiwillig (+)

    5. Ergebnis: nicht strafbar

III. §§ 223 I, 224 I Nr. 2 und 5 StGB ggü F (+)

IV. §§ 223 I, 224 I Nr. 2 und 5, 227 I StGB ggü O (+) (oder nur in Konkurrenzen erwähnen)

V. § 303 I StGB durch bewusste Beschädigung des Fahrzeugs (+), Strafantrag (§ 303 c StGB) gestellt

VI. Konkurrenzen

   1. § 211 verdrängt § 212 (nach Literatur; Spezialität)

   2. § 224 verdrängt § 223 (Spezialität)

   3. § 211 verdrängt § 224 (Subsidiarität)

   4. Im Übrigen Tateinheit (§ 52 StGB)

VII. Ergebnis: A hat sich nach §§ 211; 224 I Nr. 2 und 5; 303 I, 52 I StGB strafbar gemacht.

[im Vorgriff zu den Straßenverkehrsdelikten:

- § 315 c I Nr. 2 f StGB (+)

- § 315 b I Nr. 3, III iVm § 315 III Nr. 1 a StGB (+)]

